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W Sammlung der Rechtsprechung

URTEIL DES GERICHTS (Neunte Kammer)

8. Juli 2015*

,Offentliche Dienstleistungsauftrige — Ausschreibungsverfahren — EDV-Dienste —
Software-Entwicklung, Pflege, Beratung und Unterstiitzung fiir verschiedene Typen von
IT-Anwendungen — Einstufung des Angebots eines Bieters in der Kaskade fiir verschiedene Lose und
Einstufung von Angeboten anderer Bieter — Begriindungspflicht — Vergabekriterium —
Offensichtlicher Beurteilungsfehler — Auflervertragliche Haftung"”

In der Rechtssache T-536/11
European Dynamics Luxembourg SA mit Sitz in Ettelbriick (Luxemburg),
European Dynamics Belgium SA mit Sitz in Briissel (Belgien),

Evropaiki Dynamiki — Proigmena Systimata Tilepikoinonion Pliroforikis kai Tilematikis AE mit
Sitz in Athen (Griechenland),

Prozessbevollméchtigte: Rechtsanwilte N. Korogiannakis, M. Dermitzakis und N. Theologou,
Klégerinnen,
gegen

Europdische Kommission, Prozessbevollmichtigte: zundchst S. Delaude und V. Savov, dann
S. Delaude als Bevollméchtigte im Beistand von O. Graber-Soudry, Solicitor,

Beklagte,

wegen Nichtigerkldrung der Entscheidung des Amtes fiir Veroffentlichungen der Europdischen Union
vom 22. Juli 2011, die Kldgerinnen fiir ihre Angebote auf die Ausschreibung AO 10340 betreffend die
EDV-Dienste - Software-Entwicklung, Pflege, Beratung und Unterstiitzung fiir verschiedene Typen von
IT-Anwendungen (ABL 2011/S 66-106099) auf den dritten Rang in der Kaskade fiir das Los Nr. 1, auf
den dritten Rang in der Kaskade fiir das Los Nr. 4 und auf den zweiten Rang in der Kaskade fiir das
Los Nr. 3 einzustufen, sowie der Entscheidungen iiber die Vergabe entsprechender Auftrige an andere
Bieter, soweit sie deren Einstufung betreffen, und andererseits wegen Schadensersatz

erlasst
DAS GERICHT (Neunte Kammer)

unter Mitwirkung des Richters O. Czicz in Wahrnehmung der Aufgaben des Prasidenten, der
Richterin I. Pelikdnova und des Richters A. Popescu (Berichterstatter),

* Verfahrenssprache: Englisch.
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Kanzler: L. Grzegorczyk, Verwaltungsrat,
aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die miindliche Verhandlung vom 25. September 2014

folgendes

Urteil !

Vorgeschichte des Rechtsstreits

Mit einer am 5. April 2011 im Supplement zum Amtsblatt der Europdischen Union (ABL
2011/S 66-106099) veroffentlichten und im Amtsblatt (ABL 2011/S 70-113065) berichtigten
Bekanntmachung leitete das Amt fiir Veroffentlichungen der Europidischen Union die Ausschreibung
AO 10340 (,EDV-Dienste — Software-Entwicklung, Pflege, Beratung und Unterstiitzung fiir
verschiedene Typen von IT-Anwendungen®) ein.

Nach der Bekanntmachung waren die fraglichen EDV-Dienste in vier Lose aufgeteilt, von denen die
vorliegende Klage die folgenden Lose betrifft:

— Los Nr. 1 (,Support und spezialisierte Verwaltungsanwendungen®);
— Los Nr. 3 (,Produktions- und Empfangsketten®);

— Los Nr. 4 (,Beratungs- und Hilfsdienste in Bezug auf die Verwaltung von
Informationstechnologieprojekten®).

Ziel der Ausschreibung war es, fiir jedes der Lose neue Dienstleistungsrahmenvertrage abzuschlieflen,
die die auslaufenden Rahmenvertriage ersetzen sollten.

In den Ausschreibungsunterlagen hatte das Amt fiir Veroffentlichungen klargestellt, dass die Bieter fiir
jedes Los anhand eines ,Kaskadenmechanismus“ (im Folgenden: Kaskade) ausgewdhlt und fiir jedes
Los Rahmenvertrége fiir eine Dauer von vier Jahren mit denjenigen Bietern geschlossen wiirden, die
die drei besten Angebote eingereicht hitten. Bei der Vergabe der einzelnen Auftrige fiir jedes Los
sollte der Wirtschaftsteilnehmer, dessen Angebot als jenes mit dem besten Preis-Leistungs-Verhiltnis
erachtet wiirde, das erste Angebot erhalten. Sollte dieser erste Wirtschaftsteilnehmer nicht in der Lage
sein, die verlangte Dienstleistung zu erbringen oder daran nicht interessiert sein, wiirde der zweitbeste
Wirtschaftsteilnehmer kontaktiert. Sollte dieser nicht in der Lage sein, die verlangte Dienstleistung zu
erbringen oder daran nicht interessiert sein, wiirde der drittbeste Wirtschaftsteilnehmer kontaktiert.

In Abschnitt 2.1 der Ausschreibungsunterlagen war vorgesehen, dass die Bewertung der Angebote drei
hauptsdchliche Phasen umfasste: eine erste Phase, widhrend deren die Ausschlusskriterien zur
Anwendung kommen sollten (Abschnitt 2.5 der Ausschreibungsunterlagen), eine zweite Phase,
wéihrend deren die Auswahlkriterien angewendet werden sollten (Abschnitt 2.6 der
Ausschreibungsunterlagen) und eine dritte Phase, im Lauf deren eine technische und finanzielle
Bewertung des Angebots im Hinblick auf die Vergabekriterien stattfinden sollte (Abschnitte 2.7
und 2.8 der Ausschreibungsunterlagen).

1 — Es werden nur die Randnummern wiedergegeben, deren Veroffentlichung das Gericht fiir zweckdienlich erachtet.
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Im Hinblick auf die technische Bewertung sahen die Ausschreibungsunterlagen in Abschnitt 2.7.2 fiir
die Lose Nrn. 1 und 3 folgende fiinf Vergabekriterien vor:

— Kriterium 1: ,Gesamtqualitdt der Prasentation der Antwort des Bieters” (im Folgenden fiir das Los
Nr. 1: Kriterium 1.1 und fiir das Los Nr. 3: Kriterium 3.1) (héchste Punktzahl: 5 von 100);

— Kiriterium 2: ,Vorgehen des Bieters im Hinblick auf die Qualitétssicherung und die Verwaltung des
Projekts wihrend der Durchfithrung des Vertrags (im Folgenden fiir das Los Nr. 1: Kriterium 1.2
und fiir das Los Nr. 3: Kriterium 3.2) (hochste Punktzahl: 40 von 100);

— Kriterium 3: ,, Technische Vorteile des fiir die Durchfithrung der Aufgaben vorgesehenen Personals®
(im Folgenden fiir das Los Nr. 1: Kriterium 1.3 und fiir das Los Nr. 3: Kriterium 3.3) (hochste
Punktzahl: 25 von 100);

— Kriterium 4: ,Vorschlag des Bieters im Hinblick auf eine Wiederholung und eine Ubertragung” (im
Folgenden fiir das Los Nr. 1: Kriterium 1.4 und fir das Los Nr. 3: Kriterium 3.4) (hochste
Punktzahl: 10 von 100);

— Kriterium 5: ,Vorschlag des Bieters fiir eine Vereinbarung iiber das Niveau der Dienstleistung® (im
Folgenden fiir das Los Nr. 1: Kriterium 1.5 und fiir das Los Nr. 3: Kriterium 3.5) (hochste
Punktzahl: 20 von 100).

Im Hinblick auf die technische Bewertung sahen die Ausschreibungsunterlagen in Abschnitt 2.7.2 fiir
das Los Nr. 4 folgende drei Vergabekriterien vor:

— Kriterium 1: ,Gesamtqualitit der Présentation der Antwort des Bieters” (im Folgenden: Kriterium
4.1) (hochste Punktzahl: 5 von 100);

— Kriterium 2: ,Vorgehen des Bieters im Hinblick auf die Qualitatssicherung und die Verwaltung des
Projekts wéhrend der Durchfithrung des Vertrags® (im Folgenden: Kriterium 4.2) (hochste
Punktzahl: 55 von 100);

— Kriterium 3: ,, Technische Vorteile des fiir die Durchfithrung der Aufgaben vorgesehenen Personals”
(im Folgenden: Kriterium 4.3) (hochste Punktzahl: 40 von 100).

Fir jedes der Lose ergaben die Vergabekriterien insgesamt 100 Punkte. Nur jene Angebote, die
mindestens die Hélfte der Punkte fiir jedes Kriterium und ein Mindestgesamtergebnis von 65 Punkten
erreicht hatten, konnten bei der Vergabe der Auftrage beriicksichtigt werden. Die Angebote waren
einzeln zu bewerten, um festzustellen, inwieweit sie jeweils den aufgefithrten Anforderungen
entsprachen. Ausgewdhlt wurde das Angebot, das das beste Preis-Leistungs-Verhiltnis aufwies. Die
Qualitdt, d. h. die technische Bewertung, machte 50 % und der Preis, d. h. die finanzielle Bewertung,
weitere 50 % aus (Abschnitt 2.9 der Ausschreibungsunterlagen).

Am 17. Mai 2011 reichten die Klagerinnen, die European Dynamics Luxembourg SA, die European
Dynamics Belgium SA und die Evropaiki Dynamiki — Proigmena Systimata Tilepikoinonion
Pliroforikis kai Tilematikis AE, als Konsortium Angebote fiir die Lose Nrn. 1, 3 und 4 ein.

Am 1. Juli 2011 wurde geméafd Art. 147 Abs. 1 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002 der
Kommission vom 23. Dezember 2002 mit Durchfiihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG,
Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates iiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der
Europédischen Gemeinschaften (ABL L 357, S. 1, im Folgenden: Durchfithrungsbestimmungen) der
Bewertungsbericht fiir die Lose Nrn. 1 und 4 und am 4. Juli 2011 fiir das Los Nr. 3 erstellt.

ECLILEU:T:2015:476 3
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Am 13. Juli 2011 gab der Ausschuss fiir Beschaffung und Auftrige, ein beratendes Organ des Amtes
fir Veroffentlichungen im Bereich der offentlichen Auftrige, wie von den Bewertungsausschiissen in
ihren Berichten empfohlen, eine befiirwortende Stellungnahme zu der Vergabeentscheidung fiir die
Lose Nrn. 1, 3 und 4 ab. Am 14. Juli 2011 erlie3 der nachgeordnet bevollméchtigte
Anweisungsbefugte nach Mafigabe dieser Stellungnahme und der Empfehlungen des
Bewertungsausschusses die Vergabeentscheidung.

Am 18. Juli 2011 erlief der Bewertungsausschuss in Bezug auf die Bewertung von Los Nr. 1 eine
Berichtigung seines urspriinglichen Berichts von 1. Juli 2011. Am 21. Juli 2011 tbermittelte der
Ausschuss fiir Beschaffung und Auftrage des Amtes fiir Veroffentlichungen eine Mitteilung an den
nachgeordnet bevollméchtigten Anweisungsbefugten, worin er ihn {ber die Berichtigung seiner
Stellungnahme vom 13. Juli 2011 in Bezug auf das Los Nr. 1 in Kenntnis setzte. Am 22. Juli 2011
wurde vom nachgeordnet bevollméchtigten Anweisungsbefugten wegen eines Berechnungsfehlers in
dem Bewertungsbericht fiir das Los Nr. 1 eine berichtigte Vergabeentscheidung erlassen.

Mit Schreiben vom 22. Juli 2011 setzte das Amt fiir Veroffentlichungen die Klagerinnen von der
Einstufung ihrer Angebote fiir jedes der mafigeblichen Lose, d. h. auf den dritten Rang in der Kaskade
fiir das Los Nr. 1, auf den dritten Rang in der Kaskade fiir das Los Nr. 4 und auf den zweiten Rang in
der Kaskade fiir das Los Nr. 3, sowie von den Namen der iibrigen Bieter, deren Angebote fiir die Lose
Nrn. 1, 3 und 4 ausgewéhlt worden waren (im Folgenden: ausgewidhlte Bieter), in Kenntnis. Insoweit
teilte es mit, dass fiir das Los Nr. 1 die Angebote des Konsortiums Sword-Siveco (im Folgenden:
Sword-Siveco) und von Logica Luxembourg (im Folgenden: Logica) auf den ersten bzw. den zweiten
Rang in der Kaskade, fiir das Los Nr. 3 das Angebot von ARHS Cube auf den ersten Rang in der
Kaskade und fiir das Los Nr. 4 die Angebote von Novitech und von Logica auf den ersten bzw. den
zweiten Rang in der Kaskade (im Folgenden zusammen: {ibrige ausgewéhlte Bieter) eingestuft worden
seien. Dariiber hinaus machte das Amt fiir Veroffentlichungen Angaben {iber die fiir diese Angebote
bei der technischen Bewertung erhaltenen Noten, iiber die in diesen Angeboten enthaltenen Preise
sowie iiber ihren Preis-Leistungs-Bericht. Schliefllich wies es die Kldgerinnen auf die Moglichkeit hin,
erginzende Erlduterungen zur Einstufung ihrer Angebote in der Kaskade fiir jedes der betreffenden
Lose sowie zu den Merkmalen und den Vorteilen der Angebote, die eine bessere Einstufung als ihre
eigenen erhalten hatten, zu beantragen.

Mit Schreiben vom 22. Juli 2011 stellten die Klagerinnen den Antrag, das Amt fiir Veroffentlichungen
moge ihnen die folgenden Informationen erteilen: erstens den/die Namen des/der moglichen
Unterauftragnehmer/s mit Mitgliedschaft im Konsortium der i{ibrigen ausgewihlten Bieter und die
Prozentsdtze der Auftrédge, die an ihn/sie vergeben worden seien, zweitens die Punkte, die an alle ihre
Angebote und an die Angebote der {ibrigen ausgewéhlten Bieter fiir jedes der technischen
Vergabekriterien vergeben worden seien, drittens eine Wiirdigung der Stirken und Schwichen ihrer
Angebote und jener der Angebote der {ibrigen ausgewidhlten Bieter, viertens die relativen Vorteile und
die zusitzlichen oder besseren Dienstleistungen, die von den tibrigen ausgewihlten Bietern angeboten
worden seien, fiinftens eine detaillierte Kopie des Bewertungsberichts und sechstens die Namen der
Mitglieder des Bewertungsausschusses.

Am 27. Juli 2011 teilte das Amt fiir Veroffentlichungen den Kldgerinnen fiir die Lose Nrn. 1, 3 und 4
die Namen der Unterauftragnehmer mit Mitgliedschaft in den Konsortien der {ibrigen ausgewahlten
Bieter und die Prozentsitze der an sie vergebenen Auftridge mit. Ferner {ibermittelte es den
Klagerinnen einen Auszug der Bewertungsberichte, der Angaben iiber ihre Angebote und iiber die
Angebote der iibrigen ausgewihlten Bieter fiir diese Lose enthielt. Schliefdlich teilte es den Klagerinnen
mit, dass die Namen der Mitglieder des Bewertungsausschusses nicht weitergegeben werden konnten.

Mit Schreiben vom 5. August 2011 beanstandeten die Kldgerinnen die Kiirze und die Begrenztheit der
Informationen, die ihnen vom Amt fiir Verdffentlichungen mittels der Ausziige der Berichte des
Bewertungsausschusses mitgeteilt worden seien. Sie machten auch zahlreiche schwere und
offensichtliche Beurteilungsfehler bei der Bewertung ihrer Angebote geltend.
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Mit Schreiben vom 29. August 2011 teilte das Amt fiir Veroffentlichungen den Kldgerinnen mit, dass
es die Entscheidungen iiber die Vergabe der in Rede stehenden Auftrige aufrechterhalte. Es setzte sie
ferner tiber seine Entscheidung in Kenntnis, die Rahmenvertridge mit den ausgewdhlten Bietern zu
unterzeichnen.

Verfahren und Antrige der Parteien

Die Kldgerinnen haben mit der am 2. Oktober 2011 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangenen
Klageschrift die vorliegende Klage erhoben.

Im Zuge einer Anderung der Besetzung der Kammern des Gerichts ist der Berichterstatter der
Neunten Kammer zugeteilt worden, der deshalb die vorliegende Rechtssache zugewiesen worden ist.
Da ein Richter an der weiteren Mitwirkung am Verfahren verhindert war, hat der Président des
Gerichts gemafd Art. 32 § 3 der Verfahrensordnung des Gerichts vom 2. Mai 1991 einen anderen
Richter bestimmt, durch den die Kammer ergidnzt worden ist.

Auf Bericht des Berichterstatters hat das Gericht (Neunte Kammer) beschlossen, die miindliche
Verhandlung zu erdffnen. Die Parteien haben in der Sitzung vom 25. September 2014 miindlich
verhandelt und Fragen des Gerichts beantwortet.

In der miindlichen Verhandlung legte die Kommission ein Dokument mit dem Titel ,,Corrigendum to
Report of works of the Evaluation Committee evaluating offers submitted in response to the call for
tenders N° 10340 lot 1“ (Korrigendum zum Arbeitsbericht des Bewertungsausschusses betreffend die
Bewertung der auf die Ausschreibung [AO] 10340, Los Nr. 1, eingereichten Angebote). Die
Klagerinnen haben keine Einwdnde dagegen vorgebracht, dass das Dokument zu den Akten gereicht
wurde.

Die Klagerinnen beantragen,

— die Entscheidung des Amtes fiir Veroffentlichungen vom 22. Juli 2011, ihre Angebote auf den
dritten Rang in der Kaskade fiir das Los Nr. 1, auf den dritten Rang in der Kaskade fiir das Los
Nr. 4 und auf den zweiten Rang in der Kaskade fiir das Los Nr. 3 einzustufen, fiir nichtig zu
erklaren;

— alle damit zusammenhéngenden Entscheidungen des Amtes fiir Veréffentlichungen, darunter die
»uber die Vergabe der entsprechenden Auftrige an die ersten und zweiten Auftragnehmer in der
Kaskade®, fiir nichtig zu erkléren;

— das Amt fiir Veroffentlichungen zu verurteilen, den Kldgerinnen geméafd den Art. 256 AEUV, 268
AEUV und 340 AEUV wegen des aufgrund des in Rede stehenden Vergabeverfahrens erlittenen
Schadens Schadensersatz in Hohe von 3 450 000 Euro zu zahlen;

— dem Amt fiir Veroffentlichungen nach den Art. 256 AEUV, 268 AEUV und 340 AEUV aufzugeben,
den durch den Verlust einer Chance entstandenen Schaden sowie den Schaden fiir ihren guten Ruf
und ihre Glaubwiirdigkeit in Hohe von 345 000 Euro zu ersetzen;

— dem Amt fiir Veroffentlichungen die Anwalts- und Gerichtskosten sowie die sonstigen Kosten und
Auslagen aufzuerlegen, die ihnen im Zusammenhang mit dieser Klage entstanden sind.

Die Kommission beantragt,

— die Klage als unbegriindet abzuweisen;

ECLILEU:T:2015:476 5
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— den Klégerinnen die Kosten aufzuerlegen.

In ihrer Erwiderung haben die Kldgerinnen den Betrag ihrer Schadensersatzforderung wegen des ihnen
aufgrund des in Rede stehenden Vergabeverfahrens entstandenen Schadens auf 2 800 000 Euro und den
Betrag ihrer Schadensersatzforderung wegen des ihnen durch den Verlust einer Chance entstandenen
Schadens sowie des Schadens fiir ihren guten Ruf und ihre Glaubwiirdigkeit auf 280000 Euro
herabgesetzt.

In der miindlichen Verhandlung haben die Klagerinnen ihren dritten Antrag zuriickgenommen, was im
Sitzungsprotokoll vermerkt worden ist.

Im Ubrigen haben die Kligerinnen in der miindlichen Verhandlung als Antwort auf eine
diesbeziigliche Frage des Gerichts vorgetragen, dass die Bezugnahme auf die Entscheidungen ,iiber die
Vergabe der entsprechenden Auftrige an die ersten und zweiten Auftragnehmer in der Kaskade“ dahin
zu verstehen sei, dass sie Entscheidungen betreffe, die die in Rede stehenden Auftrége an die tibrigen
ausgewdhlten Bieter vergdben, soweit sie ihre Einstufung betrifen. Ferner haben sie darauf
hingewiesen, dass die Bezugnahme in ihrem zweiten Antrag auf alle damit zusammenhédngenden
Entscheidungen nur die Entscheidungen betreffe, die die in Rede stehenden Auftrage an die tibrigen
ausgewdhlten Bieter vergédben, soweit sie ihre Einstufung betréfen.

SchlieSlich haben die Kldgerinnen in der miindlichen Verhandlung als Antwort auf eine Frage des
Gerichts beantragt, dass die Kommission und nicht das Amt fiir Veroffentlichungen zur Tragung der
Kosten verurteilt werde, was im Sitzungsprotokoll vermerkt worden ist.

Rechtliche Wiirdigung

Die Klagerinnen haben eine Nichtigkeitsklage sowie eine Schadensersatzklage erhoben.

I — Zur Nichtigkeitsklage

Das Gericht stellt zundchst fest, dass aus den Antragen der Klagerinnen, wie sie in der miindlichen
Verhandlung erlautert worden sind, folgt, dass der Rahmen der vorliegenden Nichtigkeitsklage auf die
Priifung der Rechtmaifligkeit der Entscheidungen iiber die Einstufung der Angebote der Klidgerinnen
auf den dritten Rang in der Kaskade fiir das Los Nr. 1, auf den dritten Rang in der Kaskade fiir das Los
Nr. 4 und auf den zweiten Auftragnehmer in der Kaskade fiir das Los Nr. 3 sowie der Entscheidungen
tiber die Vergabe der in Rede stehenden offentlichen Auftrage an die iibrigen ausgewdhlten Bieter,
soweit sie ihre Einstufung betreffen, zu begrenzen ist.

Im Ubrigen hilt es das Gericht fiir angemessen, in Anbetracht der engen Verkniipfung zwischen den
Entscheidungen iiber die Einstufung des Angebots der Kldgerinnen in der Kaskade fiir verschiedene
Lose und den Entscheidungen iiber die Vergabe der in Rede stehenden Auftrige an die iibrigen
ausgewdhlten Bieter, soweit sie ihre Einstufung betreffen und soweit das Vorbringen der Kldgerinnen
die Entscheidungen iiber die Einstufung ihrer Angebote betrifft, zundchst die RechtmafSigkeit dieser
Letzteren zu priifen.

Zur Stitzung der Klage auf Nichtigerkldrung der Entscheidungen iiber die Einstufung ihres Angebots
auf den dritten Rang in der Kaskade fiir das Los Nr. 1, auf den dritten Rang in der Kaskade fiir das Los
Nr. 4 und auf den zweiten Rang in der Kaskade fiir das Los Nr. 3 machen die Kldgerinnen drei
Klagegriinde geltend. Der erste Klagegrund stiitzt sich auf den auf der fehlenden Mitteilung der
relativen Vorteile der Angebote der ausgewihlten Bieter und der Nichtbeachtung von Art. 100 Abs. 2
der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1065/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 iiber die
Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Europdischen Gemeinschaften (ABL. L 248, S. 1,
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im Folgenden: Haushaltsordnung) beruhenden Verstoff gegen die Begriindungspflicht. Mit dem
zweiten Klagegrund wird der Verstofs gegen die Ausschreibungsunterlagen aufgrund der Anwendung
eines Vergabekriteriums unter Verstofs gegen Art. 97 der Haushaltsordnung und Art. 138 der
Verordnung Nr. 2342/2002 geltend gemacht. Mit dem dritten Klagegrund werden offensichtliche
Beurteilungsfehler, die Abgabe vager und nicht vom Bewertungsausschuss gestiitzter Kommentare, die
nachtrigliche Anderung von in den Ausschreibungen angegebenen Vergabekriterien, die nicht
fristgeméfle Mitteilung von Kriterien an die Bieter sowie die Vermischung von Auswahl- und
Vergabekriterien geriigt.

Es ist festzustellen, dass die drei Klagegriinde sowohl zur Stiitzung der Klage auf Nichtigerklarung der
Entscheidungen iiber die Einstufung der Angebote der Kldgerinnen auf den dritten Rang in der
Kaskade fiir das Los Nr. 1 und auf den dritten Rang in der Kaskade fiir das Los Nr. 4 als auch zur
Stiitzung der Klage auf Nichtigerklarung der Entscheidung tiber die Einstufung des Angebots der
Klagerinnen auf den zweiten Rang in der Kaskade fiir das Los Nr. 3 geltend gemacht werden.

Insoweit ist in Ubereinstimmung mit dem Vorbringen der Kligerinnen und jenem der Kommission zu
beachten, dass das Amt fiir Verodffentlichungen bei der Beurteilung der Umstidnde, die bei einer
Entscheidung iiber die Vergabe eines Auftrags im Wege der Ausschreibung zu beriicksichtigen sind,
tiber einen weiten Spielraum verfiigt und dass sich die Kontrolle des Gerichts hinsichtlich der
Austibung dieses Ermessens daher auf die Priifung beschrianken muss, ob die Verfahrens- und
Begriindungsvorschriften eingehalten worden sind, der Sachverhalt zutrifft und kein schwerer
offensichtlicher Beurteilungsfehler oder ein Ermessensmissbrauch vorliegt (vgl. in diesem Sinne Urteil
vom 13. Dezember 2011, Evropaiki Dynamiki/Kommission, T-377/07, EU:T:2011:731, Rn. 22 und die
dort angefiihrte Rechtsprechung).

A — Zum ersten Klagegrund: Verstofs gegen die Begriindungspflicht aufgrund der fehlenden Mitteilung
der relativen Vorteile der Angebote der ausgewdhlten Bieter und der Nichtbeachtung von Art. 100
Abs. 2 der Haushaltsordnung

Die Kldgerinnen machen geltend, die vom Amt fiir Veroffentlichungen iibermittelten Griinde seien
nicht ausreichend. Dieses habe ndmlich in seiner Antwort vom 27. Juli 2011 nur einige Umstdnde
mitgeteilt und es danach abgelehnt, auf die Argumente zu antworten, die in dem Schreiben der
Kldgerinnen vom 5. August 2011 detailliert vorgetragen worden seien, was bei diesen zu dem
verstindlichen Eindruck gefiihrt habe, dass ihre Angebote zu Unrecht ,abgelehnt” worden seien.
Insoweit weisen die Kldgerinnen darauf hin, dass die regelméflige Praxis der Kommission bei der
Priifung der Kommentare eines Bieters zur Beurteilung des Bewertungsausschusses im Rahmen einer
Ausschreibung darin bestehe, diese Kommentare von einer anderen Stelle priifen zu lassen, um eine
unparteiische Entscheidung herbeizufithren. Das Amt fiir Veroffentlichungen habe ihnen allgemein
gehaltene, vage, subjektive und unbegriindete Anmerkungen zukommen lassen, die die negativen
Bewertungen dieser Angebote nicht hitten rechtfertigen konnen. Der Bewertungsausschuss habe
ihnen im Ubrigen auch keine Erklirung geliefert, inwiefern die von den iibrigen ausgewihlten Bietern
fir die mafSgeblichen Lose angebotenen Dienstleistungen gegeniiber den von den Klégerinnen
ihrerseits angebotenen Dienstleistungen zusitzliche oder bessere Elemente gehabt hitten.

Die Kommission hélt das Vorbringen der Kldgerinnen fiir nicht stichhaltig.

Es ist darauf hinzuweisen, dass, wenn, wie im vorliegenden Fall, die Organe der Européischen Union
tiber ein weites Ermessen verfiigen, der Beachtung der Garantien, die die Unionsrechtsordnung in
Verwaltungsverfahren gewihrt, eine umso grofiere Bedeutung zukommt. Zu diesen Garantien gehort
insbesondere die Verpflichtung des zustindigen Organs, seine Entscheidungen hinreichend zu
begriinden. Nur so ist der Unionsrichter in der Lage, zu iiberpriifen, ob die fiir die Ausiibung des
Ermessens mafigeblichen sachlichen und rechtlichen Umstinde vorgelegen haben (vgl. in diesem
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Sinne Urteile vom 21. November 1991, Technische Universitit Minchen, C-269/90, Slg,
EU:C:1991:438, Rn. 14, und vom 10. September 2008, Evropaiki Dynamiki/Kommission, T-465/04,
EU:T:2008:324, Rn. 54).

Es ist auch darauf hinzuweisen, dass es sich bei der Begriindungspflicht um ein wesentliches
Formerfordernis handelt, das von der Stichhaltigkeit der Begriindung zu unterscheiden ist, die zur
materiellen Rechtmifligkeit des streitigen Rechtsakts gehort (Urteile vom 22. Mirz 2001,
Frankreich/Kommission, C-17/99, Slg, EU:C:2001:178, Rn. 35, und vom 12. November 2008, Evropaiki
Dynamiki/Kommission, T-406/06, EU:T:2008:484, Rn. 47).

Aus Art. 100 Abs. 2 der Haushaltsordnung und Art. 149 der Durchfithrungsbestimmungen sowie der
standigen Rechtsprechung ergibt sich, dass der offentliche Auftraggeber seiner Begriindungspflicht
geniligt, wenn er zunichst jeden nicht ausgewidhlten Bewerber unverziiglich iiber die Griinde fir die
Ablehnung seines Angebots unterrichtet und anschlieflfend den Bietern, die ein anforderungsgemafles
Angebot gemacht haben und dies ausdriicklich beantragen, innerhalb einer Frist von 15
Kalendertagen nach Eingang eines schriftlichen Antrags die Merkmale und die relativen Vorteile des
ausgewdhlten Angebots sowie den Namen des ausgewihlten Bieters mitteilt (vgl. in diesem Sinne
Urteile vom 9. September 2010, Evropaiki Dynamiki/EBDD, T-63/06, EU:T:2010:368, Rn. 111 und die
dort angefiithrte Rechtsprechung, und vom 12. Dezember 2012, Evropaiki Dynamiki/EBLS, T-457/07,
EU:T:2012:671, Rn. 45).

Diese Vorgehensweise entspricht dem Zweck der in Art. 296 Abs. 2 AEUV verankerten
Begriindungspflicht, nach der die Begriindung die Uberlegungen des Urhebers des Rechtsakts so klar
und eindeutig zum Ausdruck bringen muss, dass ihr die Betroffenen im Hinblick auf die
Geltendmachung ihrer Rechte die Griinde fiir die erlassene MafSnahme entnehmen konnen und der
Richter seine Kontrolle ausiiben kann (vgl. Urteile Evropaiki Dynamiki/EBDD, oben in Rn. 38
angefiihrt, EU:T:2010:368, Rn. 112 und die dort angefithrte Rechtsprechung, und Evropaiki
Dynamiki/EBLS, oben in Rn. 38 angefiihrt, EU:T:2012:671, Rn. 46 und die dort angefiihrte
Rechtsprechung).

Weder aus Art. 100 Abs. 2 Unterabs. 1 der Haushaltsordnung noch aus Art. 149 Abs. 3 Unterabs. 3 der
Durchfithrungsbestimmungen, noch aus der Rechtsprechung ergibt sich, dass der offentliche
Auftraggeber auf schriftlichen Antrag des abgelehnten Bieters verpflichtet wire, diesem die

vollstindigen Kopien der Bewertungsberichte und der ausgewdhlten Angebote zu iibermitteln
(Beschluss vom 13. Januar 2012, Evropaiki Dynamiki/EUA, C-462/10 P, EU:C:2012:14, Rn. 39).

Ferner ist darauf hinzuweisen, dass das Begriindungserfordernis anhand der Umsténde des Einzelfalls,
insbesondere anhand des Inhalts des Rechtsakts, der Art der angefithrten Griinde und des Interesses,
das die Adressaten oder andere durch den Rechtsakt unmittelbar und individuell betroffene Personen
an Erlduterungen haben konnen, zu beurteilen ist (vgl. Urteil vom 2. April 1998, Kommission/Sytraval
und Brink’s France, C-367/95 P, Slg, EU:C:1998:154, Rn. 63 und die dort angefiihrte Rechtsprechung;
Urteil Evropaiki Dynamiki/Kommission, oben in Rn. 36 angefiihrt, EU:T:2008:324, Rn. 49).

Daher ist im Hinblick auf die Beurteilung, ob das Amt fiir Veroffentlichungen im vorliegenden Fall
dem Begriindungserfordernis gerecht geworden ist, das Schreiben vom 22. Juli 2011 zu priifen, das die
Entscheidungen iiber die Einstufung der Angebote der Klédgerinnen in der Kaskade fiir jedes der
mafigeblichen Lose enthdlt. Ferner ist das innerhalb der in Art. 149 Abs. 3 der
Durchfithrungsbestimmungen vorgesehenen Frist als Antwort auf den ausdriicklichen Antrag der
Kldagerinnen vom 22. Juli 2011 auf Erlangung ergidnzender Informationen zu den Entscheidungen iiber
die Vergabe der in Rede stehenden Auftrige in Bezug auf die ausgewihlten Bieter und die Einstufung
der Angebote dieser letztgenannten Bieter in der Kaskade fiir jedes dieser Lose an diese gerichtete
Schreiben vom 27. Juli 2011 einer Priifung zu unterziehen.
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Mit Schreiben vom 22. Juli 2011 teilte das Amt fiir Veroffentlichungen den Klagerinnen mit, dass ihre
Angebote auf den dritten Rang in der Kaskade fiir das Los Nr. 1, auf den dritten Rang in der Kaskade
fiir das Los Nr. 4 und auf den zweiten Rang in der Kaskade fiir das Los Nr. 3 eingestuft worden seien.
Dabei teilte es ihnen hinsichtlich dieser Lose auch die technischen Noten, die jedes der Angebote der
ausgewdhlten Bieter erhalten hatte, deren Preis und deren endgiiltige Gesamtnote mit. Schliefllich
informierte es die Kldgerinnen tiber ihr Recht, zusitzliche Informationen iiber die Griinde fiir die
Einstufungen dieser Angebote erhalten zu kénnen.

Wie oben in Rn. 15 erwéhnt, teilte das Amt fiir Veroffentlichungen auf einen Antrag der Kldgerinnen
auf Erlduterungen diesen mit Schreiben vom 27. Juli 2011 fiir die Lose Nrn. 1, 3 und 4 die Namen der
Unterauftragnehmer, die Mitglieder der Konsortien der tibrigen ausgewéhlten Bieter gewesen waren,
und die Prozentsitze des jeweiligen ihnen zugewiesenen Auftrags mit. Insoweit ist festzuhalten, dass
Logica (Bieter) und Herakles (Unterauftragnehmer) fiir das Los Nr. 4 und nicht fiir das Los Nr. 3
genannt wurden, was nur auf der Grundlage eines — im Ubrigen von den Kligerinnen nicht
beanstandeten — Redaktionsfehlers erfolgt sein konnte.

Mit demselben Schreiben iibermittelte das Amt fiir Veroffentlichungen den Kldgerinnen Ausziige der
Bewertungsberichte, die fiir jedes der mafigeblichen Lose Informationen iiber ihre Angebote sowie
tiber jene der ibrigen ausgewdhlten Bieter enthielten. Diese Ausziige von insgesamt 35 Seiten
enthielten Aufstellungen mit Kommentaren, die fiir jedes technische Vergabekriterium die Stérken
und Schwichen der Angebote der Klagerinnen und jene der Angebote der tibrigen ausgewdéhlten Bieter
betrafen, sowie die auf der Grundlage jedes Kriteriums vergebenen Noten. Bestimmte Kommentare
waren teilweise oder vollstindig geschwirzt, wobei das Amt fiir Veroffentlichungen den Klagerinnen
dazu mitteilte, dass bestimmte Informationen, deren Weitergabe dem offentlichen Interesse
zuwiderlaufen wiirde, die berechtigten geschiftlichen Interessen der ibrigen ausgewidhlten Bieter
beeintrichtigen (z. B. Informationen tiber die angebotene technische Losung) oder den lauteren
Wettbewerb zwischen den betroffenen Unternehmen schiadigen konnten, an sie nicht weitergegeben
werden konnten und gestrichen worden seien.

SchliefSlich teilte das Amt fiir Veroffentlichungen den Klagerinnen mit demselben Schreiben mit, dass
die Namen der Mitglieder des Bewertungsausschusses nicht veroffentlicht werden konnten.

Es ist festzustellen, dass das Amt fir Veroffentlichungen fiir jedes der mafigeblichen Lose den
Klagerinnen die Namen der ibrigen ausgewdhlten Bieter, die Kommentare des
Bewertungsausschusses, sowohl hinsichtlich ihrer Angebote als auch hinsichtlich jener Angebote, die
besser eingestuft waren als die ihren, sowie das Ergebnis der finanziellen Bewertung mitteilte, womit
es, wie von Art. 100 Abs. 2 der Haushaltsordnung verlangt, die Kldgerinnen in die Lage versetzte, von
den Merkmalen und den relativen Vorteilen der iibrigen ausgewiahlten Angebote Kenntnis zu erlangen.
Die technischen Kommentare ermdglichten es namlich den Kldgerinnen, fiir diese Lose die Noten, die
ihre Angebote nach Mafgabe eines jeden technischen Vergabekriteriums erhalten hatten, mit jenen
Noten zu vergleichen, die an die Angebote vergeben worden waren, die besser eingestuft waren als die
ihren.

Auch wenn die Kldgerinnen der Ansicht sind, dass die Kommission die Informationen iiber die
moglicherweise vertraulichen Angebote der iibrigen ausgewéhlten Bieter bekannt geben muss und
angeben muss, inwieweit diese Bieter durch eine solche Mitteilung geschéadigt werden konnten,
beschrianken sie sich insoweit auf einen allgemein gehaltenen Antrag, ohne dabei in ihren
diesbeziiglichen Schriftsitzen die Kommentare bzw. die Angebotsteile, auf die sich diese beziehen,
anzugeben, deren Bekanntgabe zum Zweck eines wirksamen rechtlichen und gerichtlichen Schutzes
erforderlich wére.
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Nun ist darauf hinzuweisen, dass der offentliche Auftraggeber nach Art. 100 Abs. 2 der
Haushaltsordnung von der Veroffentlichung bestimmter Informationen absehen kann, wenn sie den
Gesetzesvollzug  behindern, dem  offentlichen  Interesse  zuwiderlaufen, die legitimen
Geschiftsinteressen offentlicher oder privater Unternehmen beeintrachtigen wiirde oder dem lauteren
Wettbewerb zwischen diesen schaden konnte.

Dariiber hinaus folgt aus der Rechtsprechung, dass der Grundsatz des kontradiktorischen Verfahrens
den Parteien im Rahmen einer Klage gegen eine Entscheidung eines offentlichen Auftraggebers
betreffend ein Verfahren zur Vergabe eines offentlichen Auftrags keinen Anspruch auf unbegrenzten
und uneingeschrinkten Zugang zu allen dieses Vergabeverfahren betreffenden Informationen verleiht.
Vielmehr ist dieses Zugangsrecht gegen das Recht anderer Wirtschaftsteilnehmer auf Schutz ihrer
vertraulichen Angaben und ihrer Geschéftsgeheimnisse abzuwégen. Der Grundsatz des Schutzes von
vertraulichen Informationen und Geschiftsgeheimnissen muss so ausgestaltet sein, dass er mit den
Erfordernissen eines effektiven Rechtsschutzes und der Wahrung der Verteidigungsrechte der am
Rechtsstreit Beteiligten im Einklang steht und dass im Fall eines gerichtlichen Rechtsbehelfs
sichergestellt ist, dass in dem Rechtsstreit insgesamt das Recht auf ein faires Verfahren beachtet wird
(vgl. in diesem Sinne Urteil vom 23. November 2011, bpost/Kommission, T-514/09, EU:T:2011:689,
Rn. 25 und die dort angefithrte Rechtsprechung). Den detaillierten Erkldrungen der Klédgerinnen in
ihrem Schreiben vom 5. August 2011 ist zu entnehmen, dass sie hinreichende Kenntnis von den
relativen Vorteilen der Angebote der tibrigen ausgewihlten Bieter hatten.

Zudem ist darauf hinzuweisen, dass die Entscheidung, die Angebote der Kldgerinnen auf den dritten
Rang in der Kaskade fiir das Los Nr. 1, auf den dritten Rang in der Kaskade fiir das Los Nr. 4 und auf
den zweiten Rang in der Kaskade fiir das Los Nr. 3 einzustufen, zum Zeitpunkt der endgiiltigen
Bewertung erfolgt ist, d. h. nach der Berechnung des Preis-Leistungs-Verhiltnisses fiir jedes dieser
Lose. Somit betrafen die relativen Vorteile der Angebote, die besser eingestuft waren als jene der
Klégerinnen, im Vergleich zu den Angeboten dieser Letztgenannten nicht nur die nach MafSgabe der
technischen Vergabekriterien erhaltenen Noten, sondern auch den angebotenen Preis und
insbesondere das Preis-Leistungs-Verhiltnis der Angebote.

Unter diesen Umstdnden erlduterte das Amt fiir Veroffentlichungen, indem es den Klégerinnen fiir
jedes der mafigeblichen Lose die Kommentare zur technischen Bewertung im Hinblick auf jedes
Vergabekriterium, die Angebote, die besser eingestuft waren als ihre eigenen, sowie den in jedem
dieser Angebote vorgesehenen Preis und die Einzelheiten der Berechnungen des
Preis-Leistungs-Verhiltnisses mitteilte, in hinreichender Weise, welches die relativen Vorteile der
Angebote der iibrigen ausgewdhlten Bieter waren, auch fiir den Fall, dass diese Angebote fiir das
betreffende Los einen hoheren Preis als jenen vorsahen, den die Kldgerinnen anboten.

Anders als dies die Klagerinnen offenbar annehmen, kann vom offentlichen Auftraggeber im Rahmen
der Mitteilung der Merkmale und der Vorteile in Bezug auf das ausgewihlte Angebot fiir jedes der
betreffenden Lose eine detaillierte vergleichende Untersuchung dieses Angebots und des Angebots des
abgelehnten Bieters nicht verlangt werden (Beschluss vom 13. Oktober 2011, Evropaiki
Dynamiki/Kommission, C-560/10 P, EU:C:2011:657, Rn. 17, und Urteil Evropaiki Dynamiki/EBLS,
oben in Rn. 38 angefiihrt, EU:T:2012:671, Rn. 51). Das gilt, wie es vorliegend der Fall ist, auch fiir einen
Bieter, dessen Angebote, wie jene der Kldgerinnen, auf einen niedrigeren Rang eingestuft wurden als
den der Angebote der iibrigen ausgewéhlten Bieter.

Im Ubrigen unterliegt das Amt fiir Veréffentlichungen im vorliegenden Fall entgegen dem Vorbringen
der Kldgerinnen keiner verstarkten Begriindungspflicht, soweit geltend gemacht wird, es sei im Laufe
des Vergabeverfahrens zu Fehlern gekommen, die den Bewertungsausschuss zum Erlass einer
Entscheidung iiber eine Anderung der Vergabe veranlasst hitten. Zum einen ist festzustellen, dass der
Fehler, der zum Erlass einer Entscheidung iiber die Anderung der Vergabe fiihrte, nicht die Lose
Nrn. 3 und 4 betraf (vgl. oben, Rn. 12). Zum anderen stellte die Kommission in Bezug auf das von
diesem Fehler betroffene Los Nr. 1 fest, dass es sich um einen Berechnungsfehler hinsichtlich der fiir
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die Bewertung des Angebots mit dem besten Preis-Leistungs-Verhéltnis verwendeten Formel handle
(vgl. oben, Rn. 12). In der miindlichen Verhandlung stellte die Kommission im Rahmen ihrer Antwort
auf eine Frage des Gerichts fest, dass die Noten in keiner Weise gedndert worden seien, was durch das
zu den Akten gereichte Dokument mit dem Titel ,,Corrigendum to Report of works of the Evaluation
Committee evaluating offers submitted in response to the call for tenders N° 10340 lot 1“
(Korrigendum zum Arbeitsbericht des Bewertungsausschusses betreffend die Bewertung der auf die
Ausschreibung [AO] 10340, Los Nr. 1, eingereichten Angebote) bestitigt wurde (vgl. oben, Rn. 21).
Daher betraf dieser Fehler nicht die Benotung der Angebote im Rahmen ihrer Bewertung im Hinblick
auf die technischen Vergabekriterien.

SchliefSlich ist das Vorbringen der Kldgerinnen zuriickweisen, ihre detaillierten Erkldrungen seien trotz
ihrer Bedeutung nicht von einer anderen Stelle als dem Bewertungsausschuss gepriift worden, um auf
diese Weise eine unparteiische Entscheidung herbeizufilhren. Denn aus den mafigeblichen
Rechtsvorschriften folgt nicht, dass der offentliche Auftraggeber verpflichtet war, eine solche Priifung
vorzunehmen, und auch die Kligerinnen machen im Ubrigen keine diesbeziigliche Vorschrift geltend.
Jedenfalls geht dieses Vorbringen ins Leere, da es keinen Nachweis fiir eine unzureichende
Begriindung des Schreibens vom 22. Juli 2011, das die Entscheidungen der Einstufung der Angebote
der Kldgerinnen in der Kaskade fiir jedes der mafigeblichen Lose enthielt, erbringen konnte, und diese
Riige nicht zu einer Nichtigerklarung dieses Schreibens und dieser Entscheidungen fithren konnte.

Aus diesen Griinden ist festzustellen, dass das Amt fiir Veroffentlichungen in seinen Schreiben vom 22.
und 27. Juli 2011 sowie in den Ausziigen der Bewertungsberichte, die dem Schreiben vom 27. Juli 2011
als Anhang beigefiigt waren, ausreichend detailliert begriindet hat, aus welchen Griinden die Angebote
der Klagerinnen auf den dritten Rang in der Kaskade fiir das Los Nr. 1, auf den dritten Rang in der
Kaskade fiir das Los Nr. 4 und auf den zweiten Rang in der Kaskade fiir das Los Nr. 3 eingestuft
wurden, ohne dass es entgegen dem Vorbringen der Kldgerinnen erforderlich war, die Kommission
aufzufordern, eine Aufstellung vorzulegen, aus der fiir die Lose Nrn. 1, 3 und 4 und jeden
ausgewdhlten Bieter die Auswirkung jeden negativen oder positiven Kommentars zur Benotung der
Angebote im Hinblick auf jedes der technischen Vergabekriterien ersichtlich wire. Insoweit ist darauf
hinzuweisen, dass von einem offentlichen Auftraggeber nicht verlangt werden kann, dass er einem
Bieter, dessen Angebot nicht auf den ersten Rang in einer Kaskade ausgewdhlt wurde, neben den
Griinden fir die Einstufung dieses Angebots eine detaillierte Zusammenfassung tibermittelt, in der
jedes Detail seines Angebots im Hinblick auf dessen Bewertung beriicksichtigt wiirde (vgl.
entsprechend Urteil vom 4. Oktober 2012, Evropaiki Dynamiki/Kommission, C-629/11 P,
EU:C:2012:617, Rn. 21 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Im Ubrigen ist, soweit die Kligerinnen beantragen, dass das Gericht die Vorlage aller Berichte iiber die
Bewertung der Angebote der Kldgerinnen und der Angebote der iibrigen ausgewéhlten Bieter
anordnen mége, darauf hinzuweisen, dass der abgelehnte Bewerber nicht die Ubermittlung aller dieser
Bewertungsberichte geltend machen kann (vgl. oben, Rn. 40), was auch, wie es vorliegend der Fall ist,
fiir einen Bieter gilt, dessen Angebot, wie jene der Kldgerinnen, in der Kaskade fiir ein bestimmtes Los
auf einen niedrigeren Rang eingestuft wurde, als ihn die Angebote der iibrigen ausgewéhlten Bieter in
derselben Kaskade erhalten hatten. Zudem erscheint eine solche Ubermittlung im vorliegenden Fall
nicht erforderlich.

Daher kann weder dem Antrag der Kldgerinnen, das Gericht moge die Vorlage der oben in Rn. 56
genannten von den Kldgerinnen verlangten Aufstellung anordnen, noch ihrem Antrag, das Gericht
moge die Vorlage aller Bewertungsberichte anordnen, stattgegeben werden.

Als Ergebnis ist festzustellen, dass das Amt fiir Veroffentlichungen seine Entscheidungen iiber die
Einstufung der Angebote der Kldgerinnen in der Kaskade fiir jedes der mafigeblichen Lose rechtlich
hinreichend begriindet hat und den Anforderungen von Art. 100 Abs. 2 der Haushaltsordnung sowie
von Art. 149 der Durchfithrungsbestimmungen nachgekommen ist.
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Dieses Ergebnis wird nicht durch das Vorbringen der Klagerinnen entkriftet, wonach bestimmte
Kommentare des Bewertungsausschusses hinsichtlich der Beurteilung ihrer Angebote fiir die Lose
Nrn. 1, 3 und 4 nicht ausreichend gewesen seien.

Da die Argumentation der Kldgerinnen hinsichtlich der Bewertung ihrer Angebote im Hinblick auf die
Kriterien 1.1, 1.3 und 3.1 ndmlich darauf gerichtet ist, die Begriindetheit der Kommentare des
Bewertungsausschusses in Abrede zu stellen, ist ein solches Vorbringen im Rahmen dieses auf den
Verstofd gegen die Begriindungspflicht gestiitzten Klagegrundes zwingend zuriickzuweisen.

In Anbetracht der oben in Rn. 39 angefiihrten Rechtsprechung kénnen die Kligerinnen im Ubrigen
auch nicht die Verletzung der Begriindungspflicht riigen. Denn erstens geniigt die Feststellung, dass,
wenn die Kldgerinnen die im Rahmen der Bewertung ihrer Angebote im Hinblick auf die Kriterien
1.5, 32, 35 und 4.2 formulierten Kommentare des Bewertungsausschusses zitieren, sie diese
Kommentare nicht so vollstindig anfithren, wie sie in den Ausziigen der ihnen iibermittelten
Bewertungsberichte enthalten sind. Es ist festzustellen, dass diese Kommentare ausfiihrlich genug sind,
damit sie verstanden und Einwénde gegen sie vorgebracht werden konnen und damit sie eine Kontrolle
der Beurteilung des Bewertungsausschusses ermoglichen, wie das im Ubrigen bei den von den
Klagerinnen angefiihrten und bei der Bewertung ihrer Angebote im Hinblick auf die Kriterien 1.2, 1.4,
3.3, 3.4 und 3.5 abgegebenen Kommentaren der Fall ist. SchliefSlich konnen die Kldgerinnen, soweit sie
Argumente vorbringen, mit denen sie die Begriindetheit bestimmter von ihnen in dem Teil ihrer
schriftlichen Erkldrungen, der dem zweiten Klagegrund gewidmet ist, sowie in jenem, der sich mit
dem dritten Klagegrund befasst, angefiihrter Kommentare, betreffend die Beurteilung ihrer Angebote
im Hinblick auf die Kriterien 1.1, 1.2, 1.4, 1.5, 3.2, 3.4, 3.5 und 4.2 oder betreffend die Beurteilung
eines anderen Angebots, das denselben Kommentar im Hinblick auf die Kriterien 1.3 und 3.3 erhalten
hat, in Frage stellen, nicht die Verletzung der Begriindungspflicht geltend machen. Diese Ausfithrungen
erbringen nimlich im Ubrigen den Nachweis, dass die Kligerinnen in der Lage waren, insoweit die
Erwidgungen des Amtes fiir Veroffentlichungen zu verstehen.

Zweitens war das Amt fiir Veroffentlichungen entgegen dem Vorbringen der Kldgerinnen weder
verpflichtet festzustellen, dass die tibrigen ausgewéhlten Bieter bessere Angebote als sie machten, noch
auszufithren, welches die Griinde dafiir waren. Dieses Vorbringen der Klédgerinnen zu den
Kommentaren des Bewertungsausschusses im Rahmen der Bewertung ihrer Angebote und derjenigen
der iibrigen ausgewihlten Bieter im Hinblick auf die Kriterien 3.1, 3.2 und 4.2 wiirde eine detaillierte
vergleichende Beurteilung verlangen und ist daher zuriickzuweisen (vgl. oben, Rn. 53). Hinsichtlich
des Vorbringens der Kldgerinnen, mit dem sie in Bezug auf die Bewertung ihrer Angebote im
Hinblick auf das Kriterium 4.2 geltend machen, dass es in dem Bewertungsbericht keinen Kommentar
zu der von Sword-Siveco angebotenen Vorgehensweise bei der Durchfithrung der Lieferungen gegeben
habe, geniigt die Feststellung, dass dieser Bieter in der Kaskade fiir das Los Nr. 4 nicht ausgewéhlt
wurde.

Nach alledem ist dieser Klagegrund zuriickzuweisen.

12 ECLLEU:T:2015:476
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B — Zum zweiten Klagegrund: VerstofS gegen die Ausschreibungsunterlagen wegen der Anwendung eines
Vergabekriteriums unter Verletzung von Art. 97 der Haushaltsordnung und Art. 138 der
Durchfiihrungsbestimmungen [nicht wiedergegeben]

C - Zum dritten Klagegrund: offensichtliche Beurteilungsfehler, vage und nicht vom
Bewertungsausschuss gestiitzte Kommentare, nachtrigliche Anderungen der in den Ausschreibungen
angegebenen Vergabekriterien, den Bietern nicht fristgemdfS mitgeteilte Kriterien sowie Vermischung der
Auswahl- und Vergabekriterien [nicht wiedergegeben]

Da die Klagerinnen mit ihren auf Nichtigerkldrung gerichteten Klagegriinden insgesamt unterlegen
sind, ist die vorliegende Klage abzuweisen, soweit sie die Nichtigerklarung der Entscheidungen, die
Angebote der Klagerinnen auf den dritten Rang in der Kaskade fiir das Los Nr. 1, auf den dritten
Rang in der Kaskade fiir das Los Nr. 4 und auf den zweiten Rang in der Kaskade fiir das Los Nr. 3
einzustufen, betrifft.
Der Antrag auf Nichtigerklarung der Entscheidungen iiber die Vergabe der in Rede stehenden Auftrige
an die iibrigen ausgewéhlten Bieter, soweit sie ihre Einstufung betreffen, ist infolge der Zuriickweisung
des Antrags auf Nichtigerkldrung der oben in Rn. 377 angefiihrten Entscheidungen, mit denen sie eng
zusammenhdngen, zuriickzuweisen (vgl. entsprechend Urteile vom 18. April 2007, Deloitte Business
Advisory/Kommission, T-195/05, Slg, EU:T:2007:107, Rn. 113, und vom 10. Oktober 2012, Evropaiki
Dynamiki/Kommission, T-247/09, EU:T:2012:533, Rn. 170).
[nicht wiedergegeben]
Aus diesen Griinden hat

DAS GERICHT (Neunte Kammer)
fiir Recht erkannt und entschieden:
1. Die Klage wird abgewiesen.
2. Die European Dynamics Luxembourg SA, die European Dynamics Belgium SA und die

Evropaiki Dynamiki — Proigmena Systimata Tilepikoinonion Pliroforikis kai Tilematikis AE
tragen die Kosten.

Czicz Pelikdnova Popescu
Verkiindet in offentlicher Sitzung in Luxemburg am 8. Juli 2015.

Unterschriften

ECLILEU:T:2015:476 13



URTEIL VOM 8. 7. 2015 — RECHTSSACHE T-536/11 [AUSZUGE]
EUROPEAN DYNAMICS LUXEMBOURG U. A. / KOMMISSION

Inhaltsverzeichnis
Vorgeschichte des REChESSIIEIES . . ..o .o v ettt e 2
Verfahren und Antriage der Parteien ....... ... . 5
Rechtliche WUrdigung .. ...ttt et et 6
I — Zur Nichtigkeitsklage . ... 6

A — Zum ersten Klagegrund: Verstof3 gegen die Begriindungspflicht aufgrund der fehlenden
Mitteilung der relativen Vorteile der Angebote der ausgewéhlten Bieter und der
Nichtbeachtung von Art. 100 Abs. 2 der Haushaltsordnung ............... .. .. .. ... ... 7

B - Zum zweiten Klagegrund: Verstofy gegen die Ausschreibungsunterlagen wegen der
Anwendung eines Vergabekriteriums unter Verletzung von Art. 97 der Haushaltsordnung
und Art. 138 der Durchfithrungsbestimmungen ............. .. .. .. .. il 13

C - Zum dritten Klagegrund: offensichtliche Beurteilungsfehler, vage und nicht vom
Bewertungsausschuss ~gestiitzte Kommentare, nachtrigliche Anderungen der in den
Ausschreibungen angegebenen Vergabekriterien, den Bietern nicht fristgemafl mitgeteilte
Kriterien sowie Vermischung der Auswahl- und Vergabekriterien .......................... 13

14 ECLLEU:T:2015:476



	Urteil des Gerichts (Neunte Kammer)
	Urteil
	Vorgeschichte des Rechtsstreits
	Verfahren und Anträge der Parteien
	Rechtliche Würdigung
	I – Zur Nichtigkeitsklage
	A – Zum ersten Klagegrund: Verstoß gegen die Begründungspflicht aufgrund der fehlenden Mitteilung der relativen Vorteile der Angebote der ausgewählten Bieter und der Nichtbeachtung von Art. 100 Abs. 2
	B – Zum zweiten Klagegrund: Verstoß gegen die Ausschreibungsunterlagen wegen der Anwendung eines Vergabekriteriums unter Verletzung von Art. 97 der Haushaltsordnung und Art. 138 der Durchführungsbesti
	C – Zum dritten Klagegrund: offensichtliche Beurteilungsfehler, vage und nicht vom Bewertungsausschuss gestützte Kommentare, nachträgliche Änderungen der in den Ausschreibungen angegebenen Vergabekrit





